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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Der Betreiberverein der Schießanlage Westerbeck e. V., Brechtorfer Str. 3, 38471 Rühen, 
hat mit Datum vom 15.12.2004 die Erteilung einer Genehmigung gem. § 8 a und 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 14. Mai 1990 (BGBl. I S. 880) in der zz. 
geltenden Fassung für den Umbau der Trap- und Skeetanlage auf dem Schießstand in 
Westerbeck (Gemarkung Westerbeck, Flur 7, Flurstücke 3/19, 3/20, 4/4 und 4/7) beantragt.  
 
Im Rahmen dieses Umbaus erfolgt eine Waldumwandlung auf einer Fläche von 5.161 m2. 
Gemäß § 3 i. V. m. Nr. 23 der Anlage 1 des Niedersächsischen Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (NUVPG) vom 05.09.2002 (Nds. GVBl. S. 378) in der zz. geltenden 
Fassung ist eine standortbezogene Vorprüfung vorgeschrieben. 
 
Die Vorprüfung der entscheidungserheblichen Daten und Unterlagen hat zu dem Ergebnis 
geführt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 
 
Gemäß § 4 NUVPG wird dieses Ergebnis hiermit bekannt gemacht. 
 
Gifhorn, 04.03.2005 
 
Landkreis Gifhorn 
Die Landrätin 
In Vertretung 
 
Wangerin 
 

Verordnung über die Wiedereinführung der gesetzlichen Schonzeiten für 
Schwarzwild im Landkreis Gifhorn 

 
Nachdem seit dem 13.06.2003 kein neuer Fall von Wildschweinepest in Niedersachsen 
bekannt wurde, hat das Niedersächsiche Ministerium für den ländlichen Raum, Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz aufgrund der regional differenziert zu betrachtenden 
Gesamtsituation die Entscheidung über eine Schonzeitaufhebung den jeweiligen 
Jagdbehörden überlassen. Aufgrund der stark rückläufigen Bestände erscheint die 
Rücknahme der Maßnahme gerechtfertigt. Daher wird aufgrund § 26 Abs. 3 des 
Niedersächsischen Jagdgesetzes vom 16. März 2001 (Nds. GVBl. S. 100) in der zurzeit 
geltenden Fassung für den gesamten Landkreis Gifhorn Folgendes verordnet: 
 

§ 1 
Die sich aus der Verordnung über die Jagdzeiten (Bund) vom 2. April 1977 (BGBl. I S. 531), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 25. April 2002 (BGBl. I S. 1487), sowie der 
Niedersächsischen Verordnung über Jagdzeiten (NJagdzeitVO) vom 6. August 2001 (Nds. 
GVBl. S. 593) ergebenden Schonzeiten für Schwarzwild werden wieder eingeführt. 
 

§ 2 
Die Verordnung der Bezirksregierung Braunschweig über die Aufhebung der Schonzeit beim 
Schwarzwild in den Landkreisen Gifhorn und Helmstedt und in der kreisfreien Stadt 
Wolfsburg vom 19.01.2000 wird für den Bereich des Landkreises Gifhorn aufgehoben. 
 

§ 3 
Die Verordnung des Landkreises Gifhorn über die Bekämpfung und Vermeidung der 
Wildschweinepest vom 31.07.2002 wird aufgehoben. 
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§ 4 
Die Verordnung tritt am 01.04.2005 in Kraft. 
 
Gifhorn, den 18.03.2005 
 
Landkreis Gifhorn 
Die Landrätin 
 
Marion Lau 
 

Umweltamt        Gifhorn, den 11.03.2005 
66/3295-04/10 
 

Bekanntmachung 
 
Aufgrund der §§ 26 und 30 des Nieders. Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 
11.04.1994 (Nds. GVBl. S. 155, 267), in der zz. geltenden Fassung, soll die Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Gifhorner-, Winkeler-, Fahle 
Heide und angrenzende Landschaftsteile“ im Bereich der Stadt Gifhorn, der Samtgemeinde 
Isenbüttel und der Samtgemeinde Meinersen im Landkreis Gifhorn vom 09.03.1984, 
veröffentlicht im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Braunschweig Nr. 11 vom 01.06.1984, 
in den in der Änderungsverordnung näher festgelegten Landschaftsteilen aufgehoben und 
erweitert werden. 
 
Der Entwurf der Verordnung und die maßgeblichen Karten im Maßstab 1 : 5.000, in der die 
Abgrenzungen des Landschaftsschutzgebietes eingetragen sind, liegen vom 11.04.2005 bis 
11.05.2005 beim Landkreis Gifhorn, Umweltamt, Kreishaus II, Zimmer 16, 38518 Gifhorn, 
während der Dienststunden zur Einsicht für jedermann aus. 
 
Außerdem liegen der Entwurf der Verordnung und die maßgeblichen Karten im Maßstab 
1 : 5.000, in denen die Abgrenzungen des Landschaftsschutzgebietes eingetragen sind, vom 
11.04.2005 bis 11.05.2005 bei der Stadt Gifhorn, Rathaus, in den Schaukästen im 2. OG 
neben dem Raum 201, Marktplatz 1, 38518 Gifhorn, während der Dienststunden zur Einsicht 
für jedermann aus. 
 
Weiterhin liegen der Entwurf der Verordnung und die maßgeblichen Karten im Maßstab 
1 : 5.000, in denen die Abgrenzungen des Landschaftsschutzgebietes eingetragen sind, vom 
11.04.2005 bis 11.05.2005 bei der Samtgemeinde Meinersen, Hauptstraße 1, 
38536 Meinersen, während der Dienststunden zur Einsicht für jedermann aus. 
 
Bedenken und Anregungen zu dem Verordnungsentwurf einschließlich der 
Gebietsabgrenzungen können bis zum Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Landkreis Gifhorn, Kreishaus II, Zimmer 16, 38518 Gifhorn, vorgebracht 
werden. 
 
Landkreis Gifhorn 
Die Landrätin 
Im Auftrage 
 
Präger 
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B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 
 

V e r o r d n u n g 
 

über die Öffnungszeiten der Verkaufsstellen 
anlässlich des Marktes der Ausstellergemeinschaft Glaubitz 

in der Stadt Wittingen, 
Ortschaft Wittingen, am 24.04.2005 

 
Aufgrund des § 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den Ladenschluss vom 02.06.2003 
(BGBl. I S. 744) in Verbindung mit lfd. Nr. 4.4 der Anlage zur Verordnung über 
Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeitsschutz-, Immissionsschutz-, Sprengstoff-, 
Gentechnik- und Strahlenschutzrechts sowie in anderen Rechtsgebieten (ZustVO-Umwelt-
Arbeitsschutz) vom 18.11.2004 (Nds. GVBl. S. 464) in den jeweils geltenden Fassungen hat 
der Rat der Stadt Wittingen in seiner Sitzung am 17.03.2005 folgende Verordnung 
beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Verordnung gilt anlässlich des Marktes der Ausstellergemeinschaft Glaubitz am 
Sonntag, dem 24.04.2005. 
Der Geltungsbereich dieser Verordnung erstreckt sich auf die Celler Straße und 
Lessingstraße in der Ortschaft Wittingen der Stadt Wittingen. 
 

§ 2 
Verkaufszeiten 

 
Verkaufsstellen dürfen am Sonntag, dem 24.04.2005, von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
geöffnet sein. 
 

§ 3 
Weitere gesetzliche Bestimmungen 

 
(1) Die Vorschriften des Nds. Gesetzes über die Feiertage, die Vorschrift des § 17 

Ladenschlussgesetz und die Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes, des 
Manteltarifvertrages im Einzelhandel, des Jugendarbeitsschutzgesetzes und des 
Mutterschutzgesetzes sind zu beachten und einzuhalten. 
 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Abs. 3 des Gesetzes über den Ladenschluss 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig seine Verkaufsstelle außerhalb der in § 2 
genannten Öffnungszeiten geöffnet hat. 

 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 24 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Ladenschluss mit einer Geldbuße bis zu 500,-- € geahndet werden. 
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§ 4 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Verordnung tritt am 24.04.2005 in Kraft und am darauf folgenden Tag außer Kraft. 
 
Wittingen, 18.03.2005  
 

STADT WITTINGEN 
 

Ridder 
Bürgermeister 
 
Gemeinde Sassenburg      Sassenburg, 14.03.2005 
Az.: 61.26.02.21 
 

Bekanntmachung 
 
Der Rat der Gemeinde hat am 28.02.2005 die 2. Änderung zum Bebauungsplan „Am 
Dämmeweg“ in der Ortschaft Grußendorf gem. § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) als 
Satzung beschlossen.  
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird die Satzung bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Rathaus der Gemeinde zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.1 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I. S. 2141), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an EU-Richtlinien vom 24. Juni 2004 (BGBl. 
I. S. 1359), eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches für 
die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes und der Satzungen nur beachtlich ist, 
wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie §  
35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder 
des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

 
                                                 
1 abgedruckt auf Seite 143 dieses Amtsblattes 
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3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2 a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 
Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die 
Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig 
ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den 
Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten 
unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 

gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 in der o. a. Fassung für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend ist. Mängel, die Gegenstand der 
Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend 
gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 4 BauGB in der o. a. Fassung der 
Flächennutzungsplan oder die Satzung durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von 
Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden können. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB in der o. a. Fassung folgendes 
gilt: 
 
(1) Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Die 2. Änderung zum Bebauungsplan „Am Dämmeweg“ in der Ortschaft Grußendorf wird mit 
der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Gifhorn rechtswirksam. 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung     (L. S.) 
 
Behrens 
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I. 
 

Haushaltssatzung 2005  
 

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Sassenburg in seiner Sitzung am 28.02.2005 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   7.691.100 € 
    in der Ausgabe auf   7.691.100 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf   2.852.900 € 
    in der Ausgabe auf   2.852.900 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 37.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.250.000 € 
festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  400 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     400 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        350 v. H. 
 
Sassenburg, den 28.02.2005 
 
Stein      (L. S.) 
Bürgermeister 
 



ABL Nr. 3/2005 

102 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 91 Abs. 4 der Nieders. Gemeindeordnung (NGO) erforderliche Genehmigung ist 
durch den Landkreis Gifhorn am 31.03.2005 unter dem Az.: 10/1511-07 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.04. bis einschl. 11.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Sassenburg, den 31.03.2005 
 
Stein 
Bürgermeister 
 

1. Änderungssatzung 
der Friedhofssatzung der Samtgemeinde Boldecker Land 

 
Aufgrund der §§ 6, 8, 40 und 72 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) vom 
22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Samtgemeinde Boldecker Land in seiner Sitzung am 17.03.2005 folgende 
Änderungssatzung beschlossen. 
 

§ 1 
 

Die Friedhofssatzung der Samtgemeinde Boldecker Land vom 25.03.2004 wird wie folgt 
geändert: 
 

§ 20 
Genehmigungspflicht zur Aufstellung von Grabmalen usw. 

 
Grabmale, Einfriedungen und sonstige bauliche Anlagen zu errichten oder zu verändern, ist 
nur mit Genehmigung der Samtgemeinde gestattet. 
 
Grabmalrichtlinien (Kernmaße einschließlich Sockelhöhe) 
 
Liegendes Grabmal   Höchstlänge  0,80 Meter 
     Höchstbreite  0,40 Meter 
     Mindesthöhe  0,12 Meter 
 
Stehendes Grabmal   Höhe   0,60 Meter – 0,95 Meter 
für Wahlgräber   Höchstbreite  0,75 Meter 
     Mindeststärke  0,12 Meter 
 
Stehendes Grabmal für Urnenwahlgräber 
2-bettig     Höhe   0,60 Meter – 0,75 Meter 
     Höchstbreite  0,75 Meter 
     Mindeststärke  0,12 Meter 
 
4-bettig    Höhe   0,70 Meter – 0,95 Meter 
     Höchstbreite  0,75 Meter 
     Mindeststärke  0,12 Meter 
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Breitsteine für Wahlgräber  Höhe   0,60 Meter – 0,95 Meter 
     Höchstbreite  1,35 Meter 
     Mindeststärke  0,12 Meter 
 
Breitsteine für Reihengräber  Höhe   0,60 Meter – 0,95 Meter 
     Höchstbreite  0,75 Meter 
     Mindeststärke  0,12 Meter 
 

§ 2 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.04.2005 in Kraft. 
 
Weyhausen, den 17.03.2005  
 
Leusmann     (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Barwedel in der Sitzung am 17.02.2005 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt   im Vermögenshaushalt 
in der Einnahme auf  569.100 €  in der Einnahme auf  185.600 € 
in der Ausgabe auf  569.100 €  in der Ausgabe auf  185.600 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 85.000 € 
festgesetzt. 
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§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer   
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) 
300 v. H. 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H. 
2. Gewerbesteuer  300 v. H. 
 
Barwedel, den 17.02.2005 
 
Schink 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.04. bis einschl. 11.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Barwedel, 20.03.2005 
 
Schink 
Bürgermeister 
 
BEKANNTMACHUNG 
 
der Gemeinde Jembke 
 
Der Rat der Gemeinde hat am 18.03.2005 den Bebauungsplan „Tiddischer Weg“ mit örtlicher 
Bauvorschrift, 1. Änderung gem. § 13 des Baugesetzbuches (BauGB), als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte. 2 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch 
nur beachtlich ist, wenn 
 

                                                 
2 abgedruckt auf Seite 144 dieses Amtsblattes 



ABL Nr. 3/2005 

105 

1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 
waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 
Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht 
beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der 
Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei Anwendung des 
§ 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, 
unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 die 
Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach § 2 a, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 
Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die 
Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig 
ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den 
Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten 
unvollständig ist; 

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 
gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 

Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 
Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 sich nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend ist. Mängel, die Gegenstand der 
Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend 
gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 



ABL Nr. 3/2005 

106 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 4 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - der 
Flächennutzungsplan oder die Satzung durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von 
Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden können. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - die 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften unbeachtlich wird, wenn  
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 
nicht innerhalb von 2 Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I 
S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - wird hiermit auf die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindungen für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Schulze 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

S a t z u n g 
 

über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder und 
ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Jembke 
 
Aufgrund der §§ 6, 29, 39 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der 
Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16.12.2004 (Nds. GVBl. S. 634), hat der Rat der Gemeinde Jembke am 18.03.2005 folgende 
Satzung beschlossen:  
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§ 1 
Allgemeines 

 
1. Die Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für die Gemeinde 

Jembke wird grundsätzlich unentgeltlich geleistet. Anspruch auf Erstattung von 
Verdienstausfall und Auslagen besteht im Rahmen der Höchstbeträge nach dieser 
Satzung. Aufwandsentschädigungen für Ratsmitglieder und sonstige ehrenamtlich tätige 
Personen werden nur im Rahmen dieser Satzung bezahlt.  

 
2. Eine monatliche Aufwandsentschädigung nach § 2 wird jeweils vierteljährlich gezahlt. Hat 

der Amtsinhaber sein Amt nur einen Teil des Monats inne, wird die Aufwands-
entschädigung gesondert abgerechnet. Führt der Empfänger einer 
Aufwandsentschädigung seine Dienstgeschäfte ununterbrochen – den Erholungsurlaub 
nicht eingerechnet – länger als drei Monate nicht, so ermäßigt sich die 
Aufwandsentschädigung für die über drei Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. 
Vom gleichen Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte führende Vertreter 75% der 
Aufwandsentschädigung des Vertretenen. Ruht das Mandat, so wird keine 
Aufwandsentschädigung gezahlt.  

 
3. Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt wird, 

gilt Ziffer 2 Satz 1 entsprechend. 
 

§ 2 
Aufwandsentschädigung für Ratsmitglieder 

 
1. Der 1. Vertreter des Bürgermeisters erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in 

Höhe von 45,00 € als Ratsmitglied. 
 
2. Alle übrigen Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 

von 14,00 €. 
 
3. Der Bürgermeister erhält zusätzlich für die Teilnahme an Fraktionssitzungen eine 

Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 12,00 € je Sitzung. Alle übrigen 
Ratsmitglieder erhalten zusätzlich für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss-, 
Fraktionssitzungen und Besprechungen eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld, 
das vierteljährlich in Höhe von 12,00 € je Sitzung gezahlt wird. Jährlich werden bis zu 
10 nachgewiesene Fraktionssitzungen abgegolten.  

 
4. Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit 

Ausnahme der Fahrtkosten nach § 5 dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über die 
Reisekosten in § 7. 

 
5. Dauert die Sitzung länger als vier Stunden, so wird ein zweites Sitzungsgeld gezahlt. Bei 

mehreren Sitzungen, gleich welcher Art, die an einem Tag stattfinden, dürfen nicht mehr 
als zwei Sitzungsgelder gezahlt werden. Eine Sitzung, die über 24.00 Uhr hinausgeht, 
zählt als Sitzung des Tages, an dem sie begonnen wurde.  

 
§ 3 

Zusätzliche Aufwandsentschädigung für den Bürgermeister 
 
Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung wird monatlich folgende zusätzliche 
Aufwandsentschädigung gezahlt:  
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An den Bürgermeister 
 
- Aufwandsentschädigung    430,00 €, 
 
Damit entfällt eine Entschädigung nach § 7. 
 

§ 4 
Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 

 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten eine 
Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 12,00 €.  
§ 2 Abs. 4 und 5 dieser Satzung gelten entsprechend.  

 
§ 5 

Fahrtkosten 
 
Für Fahrten für die Gemeinde wird dem Bürgermeister eine monatliche 
Fahrtkostenpauschale von 100,00 € gewährt. 
 
Die übrigen Ratsmitglieder und ehrenamtlich Tätigen erhalten für Fahrten für die Gemeinde 
bei Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeuges 0,30 € je gefahrenen Kilometer. 
Höchstens werden monatlich 20,00 € gezahlt. 
 

§ 6 
Verdienstausfall 

 
1. Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben,  
 

a) ehrenamtlich tätige Personen, sofern sie keine Aufwandsentschädigung erhalten , 
b) Ratsmitglieder, neben ihrer Aufwandsentschädigung, 
c) Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung erhalten.  

 
2. Als notwendig nachgewiesener Verdienstausfall wird die Zeit von frühestens einer 

Stunde vor Beginn und spätestens eine Stunde nach Beendigung des Anlasses 
anerkannt. 

 
3. Die Entschädigung für Verdienstausfall nach den folgenden Absätzen 4 und 5 wird auf 

höchstens 15,00 € je Stunde begrenzt. Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für jede 
angefangene Stunde der regelmäßigen Arbeitszeit anerkannt. 

 
4. Unselbstständig Tätigen wird der entstandene und nachgewiesene Verdienstausfall 

ersetzt. Der Ersatz des Verdiensausfalles wird für die versäumte Zeit in der regelmäßigen 
Arbeitszeit berechnet, sofern eine Freistellung von der Arbeit unter Fortzahlung ihrer 
Bezüge nicht zusteht.  

 
5. Selbstständig Tätigen kann eine Verdienstausfallentschädigung je Stunde gewährt 

werden, die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens 
festgelegt wird. Für Selbstständige werden jedoch höchstens acht Arbeitsstunden täglich 
erstattet. Über den Zeitpunkt von 18.00 Uhr hinaus wird für Selbstständige kein 
Verdienstausfall mehr gezahlt.  

 
6. Anspruchberechtigte, die keine Ersatzansprüche nach Absatz 4 und 5 geltend machen 

können, denen aber im beruflichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur 
durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft 
ausgeglichen werden können, können einen Pauschalsatz in Höhe von 7,50 € je Stunde 
erhalten. 
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7. Ehrenamtlich tätige Personen, die hauptberuflich ausschließlich einen Haushalt führen 

(Hausfrau oder Hausmann) und keinen Verdienstausfall geltend machen, haben 
Anspruch auf Zahlung eines Pauschalstundensatzes an Werktagen für höchstens acht 
Arbeitsstunden täglich. Über den Zeitraum von 18.00 Uhr hinaus wird kein 
Verdienstausfall mehr gezahlt. Der Pauschalstundensatz wird auf 7,50 € je Stunde 
festgesetzt.  

 
§ 7 

Reisekosten 
 
Für von der Gemeinde Jembke genehmigte Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes 
erhalten Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen eine Reisekostenvergütung nach 
den Bestimmungen des Bundesreisekostenrechts. 
 

§ 8 
Funktionsbezeichnung in weiblicher Form 

 
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Satzung in männlicher Form bezeichnet sind, werden 
im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen oder männlichen 
Sprachform verwendet.  
 

§ 9 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt zum 1. April 2005 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung vom 
18. Oktober 2001 außer Kraft.  

 
Jembke, den 18.03.2005 
 
Schulze     (L. S.) 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
 

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Osloß in der Sitzung am 17.02.2005 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt   im Vermögenshaushalt 
in der Einnahme auf    961.400 €  in der Einnahme auf  87.600 € 
in der Ausgabe auf    961.400 €  in der Ausgabe auf  87.600 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 



ABL Nr. 3/2005 

110 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 150.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer   
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) 
380 v. H. 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v. H. 
2. Gewerbesteuer  350 v. H. 
 
Osloß, den 17.02.2005 
 
Matz 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.04. bis einschl. 11.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Osloß, 20.03.2005 
 

Matz  
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Weyhausen in der Sitzung am 24.02.2005 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   1.449.600 € 
    in der Ausgabe auf   2.087.400 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf      355.800 € 
    in der Ausgabe auf      355.800 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 500.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  350 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     350 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        350 v. H. 
 
Weyhausen, den 24.02.2005 
 
Ranta      (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
22.03.2005 – AZ.: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 



ABL Nr. 3/2005 

112 

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 04.04. bis einschl. 12.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Weyhausen, den 24.03.2005 
 
Ranta 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Rühen für das Haushaltsjahr 2005 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Rühen in seiner Sitzung am 10.03.2005 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf  2.197.200 € 
   in der Ausgabe auf 2.348.300 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf  871.500 € 
   in der Ausgabe auf 871.500 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 700.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
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1. Grundsteuer 
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betrieb 270 v. H. 
  (Grundsteuer A) 
 
 b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer   350 v. H. 
 
Rühen, den 10.03.2005 
 

Gemeinde Rühen 
 
Peters 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
21.03.2005 – AZ.: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 14.04. bis einschl. 22.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Rühen, den 29.03.2005 
 
Peters 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Tülau für das Haushaltsjahr 2005 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Tülau in seiner Sitzung am 21.02.2005 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf  584.200 € 
   in der Ausgabe auf 653.800 € 
 
im Vermögenshaushalt  in der Einnahme auf  171.300 € 
   in der Ausgabe auf  171.300 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) 
werden nicht veranschlagt. 
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§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 100.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 350 v. H. 
  (Grundsteuer A) 
 
 b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer   350 v. H. 
 
Tülau, den 21.02.2005 
 

Gemeinde Tülau 
 
Lange 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
07.03.2005 – AZ.: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 14.04. bis einschl. 22.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Tülau, den 15.03.2005 
 
Lange 
Bürgermeister 
 

Satzung über die Verringerung der Zahl der zu wählenden 
Ratsfrauen und Ratsherren in der Samtgemeinde Hankensbüttel 

(Wahlperiode 2006 – 2011) 
 
Gemäß §§ 6, 32 Abs. 2 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der 
Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert durch das Niedersächsische 
Gesetz vom 16.12.2004 (Nds. GVBl. S. 634), hat der Rat der Samtgemeinde Hankensbüttel 
in seiner Sitzung am 17.03.2005 folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 
Reduzierung der Zahl der Ratsfrauen und Ratsherren 

 
Die Zahl der in der Wahlperiode 2006 – 2011 zu wählenden Ratsfrauen und Ratsherren wird 
um 2 verringert. 
 

§ 2 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Hankensbüttel, 17.03.2005 
 
Drögemüller 
Samtgemeindebürgermeister 
 

Bekanntmachung 
 
Der Rat der Gemeinde Hankensbüttel hat am 24.02.05 die 4. Änderung des 
Bebauungsplanes „Mariental II-E“ in der Ortschaft Hankensbüttel gem. § 10 des 
Baugesetzbuches (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches wird die Änderung des Bebauungsplanes bekannt 
gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen im Rathaus der Samtgemeinde Hankensbüttel, 
Zimmer 3, während der Dienstzeiten Mo – Fr 8.30 – 12.00 Uhr, Mo – Mi 14.00 – 16.00 Uhr 
und Do 14.00 – 18 00 Uhr zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Änderung ergibt sich aus der anliegenden Übersichtskarte.3 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.97 (BGBl. I S. 2141) eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften des Baugesetzbuches für die Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem 
Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 

1. die Vorschriften über die Beteiligung der Bürger und der Träger öffentlicher Belange 
nach § 3 Abs. 2 und 3, §§ 4, 4 a, 13, § 22 Abs. 9 Satz 2 und § 34 Abs. 5 Satz 1 und 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung 
der Vorschriften einzelne berührte Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt oder bei 
Anwendung des § 3 Abs. 3 Satz 3 oder § 13 die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind, 

 
2. die Vorschriften über die Begründung und die Satzung sowie ihrer Entwürfe nach § 3 

Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihrer  
Entwürfe unvollständig sind, 

 
3. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt, oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 
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Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 die Begründung in den für die Abwägung 
wesentlichen Beziehungen unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.97 (BGBl. I S. 2141) für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne 
auch eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes zum 
Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 bis 4 unbeachtlich ist, wenn 
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 
Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung 
beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschl. des 
§ 6 sich nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.97 (BGBl. I S. 2141) für die Abwägung die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bauleitplan maßgebend ist. Mängel 
im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.97 (BGBl. I S. 2141) die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung und Behebung von Fehlern unbeachtlich 
sind, wenn sie nicht in Fällen der Nr. 1 innerhalb eines Jahres, in Fällen der Nr. 2 innerhalb 
von sieben Jahren seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 a Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.97 (BGBl. I S. 2141) Mängel der Satzung, die nicht nach den 
§§ 214 und 215 unbeachtlich sind und die durch ein ergänzendes Verfahren behoben 
werden können, nicht zur Nichtigkeit führen. Bis zur Behebung der Mängel entfaltet die 
Satzung keine Rechtswirkungen. 
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 a Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.97 (BGBl. I S. 2141) bei Verletzung der in § 214 Abs. 1 
bezeichneten Vorschriften oder sonstigen Verfahrens- und Formfehlern nach Landesrecht 
die Satzung auch mit Rückwirkung erneut in Kraft gesetzt werden kann. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
(BauGB) bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzung; Änderung oder Aufhebung einer 
zulässigen Nutzung) eingetreten sind. 
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Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan „Mariental II-E – 4. Änderung“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Hankensbüttel, 29.11.05 
 
Drögemüller 
Gemeindedirektor    (L. S.) 
 

1. Satzung zur Änderung 
der Satzung der Samtgemeinde Isenbüttel, Landkreis Gifhorn, zur Übertragung der 

Abwasserbeseitigungspflicht des häuslichen Abwassers aus dezentralen 
Abwasseranlagen auf die Eigentümer/Erbbauberechtigten der Grundstücke vom 

10.12.1998 
 
Aufgrund der §§ 6 und 40 Nds. Gemeindeordnung (NGO) und § 149 Nds. Wassergesetz 
(NWG) in seiner jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Isenbüttel in seiner 
Sitzung am 15.02.2005 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 4 (Wartung) wird ersatzlos gestrichen. Alle weiteren §§-Bezeichnungen ändern sich 
entsprechend. 
 

§ 2 
 
In § 5 – künftig § 4 – werden die Worte …gem. § 4 dieser Satzung … gestrichen. 
 

§ 3 
 
In § 8 Ziffer 1 – künftig § 7 – wird der Text des 3. und 4. Spiegelstrichs gestrichen. 
 

§ 4 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Isenbüttel, 15.03.2005 
 
Samtgemeinde Isenbüttel 
 
Wegmeyer 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Die Zustimmung durch die untere Wasserbehörde gem. § 149 Abs. 5 NWG wurde am 
02.03.2005 erteilt. 
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3. Satzung 
 

zur Änderung der Satzung über den Schutz des Baumbestandes 
 
Aufgrund des § 6 der Nieders. Gemeindeordnung in der Fassung vom 22.08.1996 (Nds. 
GVBI. S. 382), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2004 (Nds. GVBI. S. 634) und § 28 
des Nieders. Naturschutzsgesetzes vom 20.03.1981 (Nds. GVBI. S. 31), hat der Rat der 
Gemeinde Calberlah in seiner Sitzung am 23.02.2005 folgende Satzung beschlossen: 
 

§  1 
 
Im § 7 Abs. 5 wird aufgenommen: 
 
Die mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen sind berechtigt, zum Zwecke der 
Durchführung dieser Satzung Grundstücke zu betreten. 
 

§  2 
 
Im § 9 Abs. 4 wird aufgenommen: 
 
Eine Verpflichtung zur Ersatzpflanzung gilt erst dann als erfüllt, wenn die Ersatzpflanzungen 
angewachsen sind. 
 
Calberlah, 24.02.2005 
 
Gese 
Bürgermeister 
 

Satzung 
der Gemeinde Meinersen 

 
über die Abweichung von den Anteilssätzen der Gemeinde am Aufwand nach § 4 
Abs. 2 der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für 
straßenbauliche Maßnahmen (Straßenbaubeitragssatzung – ABS) beim Ausbau des 
Wirtschaftsweges von Höfen nach Warmse in der Gemarkung Höfen 
 
Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.02.2004 (Nds. 
GVBl. S. 63) und § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 11.02.1992 (Nds. GVBl. S. 29), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 
(Nds. GVBl. S. 701), hat der Rat der Gemeinde Meinersen in seiner Sitzung am 07.07.2004 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gegenstand und Abweichung 

 
Nach § 4 Abs. 2 Nr. 4 der Straßenbaubeitragssatzung der Gemeinde Meinersen vom 
30.10.2001 beträgt der Anteil der Gemeinde am Aufwand bei Gemeindestraßen im Sinne 
von § 47 Nr. 3 des Niedersächsischen Straßengesetzes 25 v. H. 
 
Abweichend von dieser Regelung wird in Anwendung des § 4 Abs. 4 der Straßen-
baubeitragssatzung der Anteil der Gemeinde beim Ausbau des Wirtschaftsweges von Höfen 
nach Warmse auf 50 v. H. festgesetzt. 
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§ 2 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Abweichungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Meinersen, 24.02.2005 
 
Niebuhr     (L. S.) 
Gemeindedirektor 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Gemeinde Adenbüttel für das Haushaltsjahr 2005 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Adenbüttel in der Sitzung am 16. Februar 2005 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   982.400 EUR, 
    in der Ausgabe auf   982.400 EUR, 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf   921.400 EUR, 
    in der Ausgabe auf   921.400 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 160.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
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1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  380 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     380 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        380 v. H. 
 
Adenbüttel, 16. Februar 2005 
 
Steg 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 04.04. bis einschl. 12.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Adenbüttel, den 15.03.2005 
 
Steg 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Gemeinde Rötgesbüttel für das Haushaltsjahr 2005 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Rötgesbüttel in der Sitzung am 25. Februar 2005 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   1.161.800 EUR, 
    in der Ausgabe auf   1.161.800 EUR, 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf      571.000 EUR, 
    in der Ausgabe auf      571.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
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§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 190.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  400 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     400 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        400 v. H. 
 
Rötgesbüttel, den 25. Februar 2005 
 
Bode 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 04.04. bis einschl. 12.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Rötgesbüttel, den 17.03.2005 
 
Bode 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Gemeinde Schwülper für das Haushaltsjahr 2005 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Schwülper in der Sitzung am 28. Februar 2005 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   3.757.700 EUR, 
    in der Ausgabe auf   3.757.700 EUR, 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf      765.500 EUR, 
    in der Ausgabe auf      765.500 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 620.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  380 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     380 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        380 v. H. 
 
Schwülper, den 28. Februar 2005 
 
Lestin 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 04.04. bis einschl. 12.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Schwülper, den 17.03.2005 
 
Lestin 
Bürgermeister 



ABL Nr. 3/2005 

123 

 
BEKANNTMACHUNG 
 
der Gemeinde Schwülper 
 
Der Rat der Gemeinde hat am 28.02.2005 den Bebauungsplan „Ortskern“ mit ÖBV, 1. 
Abschnitt im Ortsteil Walle als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)). 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.4 
 
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem 
Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 

 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 
Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder 
des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 
 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach § 2 a, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 
Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die 
Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig 
ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den 
Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten 
unvollständig ist; 
 

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 
gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
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(2) Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - für 
die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch unbeachtlich ist, wenn 

 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 

Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächen- 

nutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über 

den Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der 
Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend 
gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 

 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur 

Behebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - die 
Verletzung von Vorschriften unbeachtlich werden, wenn 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I 
S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - wird hiermit auf die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindungen für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
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Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gemeinde Schwülper 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
Köther      (L. S.) 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Gemeinde Vordorf für das Haushaltsjahr 2005 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Vordorf in der Sitzung am 15. Februar 2005 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   1.670.900 EUR, 
    in der Ausgabe auf   1.670.900 EUR, 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf      234.500 EUR, 
    in der Ausgabe auf      234.500 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 275.000 EUR 
festgesetzt. 
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§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  370 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     370 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        370 v. H. 
 
Vordorf, den 15. Februar 2005 
 
Hintze 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 04.04. bis einschl. 12.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Vordorf, den 15.03.2005 
 
Hintze 
Bürgermeister 
 

FRIEDHOFSSATZUNG DER SAMTGEMEINDE WESENDORF 
 
Aufgrund des § 6 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO), der §§ 1, 2, 4 und 5 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes und des § 7 der Verordnung zur 
Durchführung des Feuerbestattungsgesetzes vom 10.08.1938, jeweils in der zurzeit gültigen 
Fassung, hat der Rat der Samtgemeinde Wesendorf in seiner Sitzung am 21. März 2005 
nachstehende Friedhofssatzung beschlossen: 
 
I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Samtgemeinde Wesendorf gelegenen 
und von ihr verwalteten Friedhöfe: 
a) Friedhöfe in Groß Oesingen, Mahrenholz und Zahrenholz 
b) Friedhof in Schönewörde 
c) Friedhöfe in Ummern und Pollhöfen 
d) Friedhof in Wagenhoff 
e) Friedhöfe in Teichgut und Weißes Moor und Friedhofskapelle Wahrenholz 
f) Friedhöfe in Wesendorf und Westerholz 
 



ABL Nr. 3/2005 

127 

§ 2 
Friedhofszweck 

 
(1) Die Friedhöfe sind eine nichtrechtsfähige Anstalt der Samtgemeinde. 
 
(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ableben Einwohner 

der Samtgemeinde Wesendorf waren oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten 
Grabstätte besaßen. Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen 
Zustimmung der Samtgemeinde. 

 
(3) Die Friedhöfe erfüllen auf Grund ihrer gärtnerischen Gestaltung auch allgemeine 

Grünflächenfunktionen. Deshalb hat jeder das Recht, die Friedhöfe als Orte der Ruhe 
und Besinnung zum Zwecke einer der Würde des Ortes entsprechenden Erholung 
aufzusuchen. 

 
§ 3 

Bestattungsorte 
 
(1) Die Verstorbenen werden grundsätzlich auf dem Friedhof des Bestattungsortes bestattet, 

in dem sie zuletzt ihren Wohnsitz hatten. Etwas anderes gilt, wenn 
a) ein Nutzungsrecht an einer bestimmten Grabstätte auf einem anderen Friedhof 

besteht, 
b) Eltern, Kinder oder Geschwister auf einem anderen Friedhof bestattet sind, 

 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen. 
 
II. ORDNUNGSVORSCHRIFTEN 
 

§ 4 
Öffnungszeiten 

 
(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den 

Besuch geöffnet. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes 

oder einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 
 

§ 5 
Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die 

Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 
 
(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten. 
 
(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren. Ausgenommen hiervon sind 
Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für 
den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden, 

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu werben, 
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten 

auszuführen, 
d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu fotografieren, 
e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der 

Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 
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f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen 
oder zu beschädigen sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigt zu betreten, 

g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmen Stellen abzulagern, 
h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde. 

 
(4) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des 

Friedhofes und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 
 
(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende 

Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens 
4 Tage vorher anzumelden. 

 
§ 6 

Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
 
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner und Bestatter bedürfen für die dem jeweiligen Berufsbild 

entsprechende gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch 
die Friedhofsverwaltung. 

 
(2) Auf ihren Antrag hin werden nur solche Gewerbetreibende zugelassen, die in fachlicher, 

betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind. Antragsteller des Handwerks 
haben ihre Eintragung in die Handwerksrolle, Antragsteller des handwerksähnlichen 
Gewerbes ihre Eintragung in das Verzeichnis gemäß § 19 Handwerksordnung und 
Antragsteller der Gärtnerberufe ihre Eintragung in das Verzeichnis der 
Landwirtschaftskammer nachzuweisen. 

 
(3) Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer als in Abs. 1 genannter 

Tätigkeiten gestattet werden, wenn dies mit dem Friedhofszweck vereinbar ist. Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 4 gelten entsprechend. 

 
(4) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhängig zu machen, dass der 

Antragsteller einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden 
Haftpflichtversicherungsschutz nachweist. 

 
(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu 

ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, 
die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen 
schuldhaft verursachen. 

 
(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der 

Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die Arbeiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der 
Öffnungszeit des Friedhofes, spätestens um 19.00 Uhr, an Samstagen und Werktagen 
vor Feiertagen spätestens um 13.00 Uhr zu beenden. Soweit Öffnungszeiten nicht 
festgelegt sind, dürfen die Arbeiten in den Monaten März bis Oktober nicht vor 6.00 Uhr 
und in den Monaten November bis Februar nicht vor 7.00 Uhr begonnen werden. Die 
Friedhofsverwaltung kann Verlängerungen der Arbeitszeiten zulassen. 

 
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen 

nur an den von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen gelagert werden. Bei 
Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in 
den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 
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(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der Gewerbetreibenden, die gegen die 
Vorschriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des 
Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch 
schriftlichen Bescheid entziehen. 

 
III. ALLGEMEINE BESTATTUNGSVORSCHRIFTEN 
 

§ 7 
Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

 
(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung 

anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen, und sie ist 
eigenhändig vom Gebührenschuldner und vom Bestattungsunternehmen zu 
unterschreiben. 

 
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, ist auch das 

Nutzungsrecht nachzuweisen. 
 
(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung 

vorzulegen. 
 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Bestattungen erfolgen 

regelmäßig an Werktagen. Folgen zwei Feiertage aufeinander, so kann die Bestattung 
auch am zweiten Feiertag stattfinden. 

 
(5) Erdbestattungen und Einäscherungen sollen in der Regel spätestens 96 Stunden nach 

Eintritt des Todes erfolgen. Aschen müssen spätestens 2 Monate nach der Einäscherung 
bestattet werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen in einer 
Urnenreihengrabstätte bestattet. 

 
§ 8 

Särge und Urnen 
 
(1) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 

Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstattungen und Sargabdichtungen 
dürfen nicht aus Kunststoffen oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt 
sein. 

 
(2) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit 

sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

 
(3) Urnen aus schwer vergänglichem künstlichen Material, insbesondere Kunststein oder 

Kunststoff sind nicht zulässig. 
 

§ 9 
Ausheben der Gräber 

 
(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder verfüllt. 
 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur 

Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 
0,50 m. 

 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke 

Erdwände getrennt sein. 
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(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern beim 

Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die 
Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden Kosten der 
Friedhofsverwaltung durch den Nutzungsberechtigten zu erstatten. 

 
§ 10 

Ruhefrist 
 
Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung beträgt: 
a) für Reihengräber 25 Jahre, 
b) für Urnengräber 25 Jahre, 
c) für Kindergräber 30 Jahre, 
d) für Erbgräber 30 Jahre. 
 

§ 11 
Umbettungen 

 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen 

gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die 
Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden, bei 
Umbettungen innerhalb der Samtgemeinde im ersten Jahre der Ruhezeit nur bei 
Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer 
Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte sind innerhalb der Gemeinde nicht zulässig. 

 
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können nur mit 

vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung in belegte Grabstätten umgebettet 
werden. 

 
(4) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen der 

jeweilige Nutzungsberechtigte. Mit dem Antrag ist die Verleihungsurkunde nach § 14 
Abs. 3, § 15 Abs. 3 vorzulegen. In den Fällen des § 24 Abs. 1 Satz 4 können Leichen 
oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in 
Reihengrabstätten / Urnenreihengrabstätten umgebettet werden. 

 
(5) Alle Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie bestimmt den 

Zeitpunkt der Umbettung. 
 
(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten 

Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragsteller zu 
tragen. 

 
(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 
 
(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur auf Grund 

behördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden. 
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IV. GRABSTÄTTEN 
 

§ 12 
Arten der Grabstätten 

 
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte 

nur nach dieser Satzung erworben werden. 
 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in  

a) Reihengrabstätten, 
b) Erbgrabstätten, 
c) Urnenreihengrabstätten. 

 
(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach 

bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 
 

§ 13 
Reihengrabstätten 

 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und 

im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Über die 
Zuteilung wird eine Verleihungsurkunde erteilt. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes 
an der Reihengrabstätte ist nicht möglich. 

 
(2) Es werden eingerichtet: 

a) Reihengrabfelder mit Grabstätten in der Größe von 
 1,80 m x 1,00 m für Verstorbene bis zum vollendeten 10. Lebensjahr, 
b) Reihengrabfelder mit Grabstätten in der Größe von 
 2,20 m x 1,30 m für Verstorbene ab vollendetem 10. Lebensjahr. 

 
(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zulässig, in 

einer Reihengrabstätte die Leichen eines Kindes unter einem Jahr und eines 
Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter 
5 Jahren zu bestatten. Möglich ist auch die Bestattung einer Urne zu einem Reihengrab. 

 
(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten 

ist einen Monat vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden 
Grabfeld bekannt zu machen. 

 
§ 14 

Erbgrabstätten 
 
(1) Erbgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein 

Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird und die 
fortlaufend weiterbelegt werden. Nutzungsrechte an Erbgrabstätten vor Eintritt des Todes 
können erworben werden.  

 
(2) Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworben werden. Ein Wiedererwerb 

ist nur auf Antrag und nur für die gesamte Erbgrabstätte möglich. Ein mehrmaliger 
Wiedererwerb ist möglich, wenn in den letzten 10 Jahren vor Ablauf der Nutzungszeit 
eine weitere Bestattung erfolgt ist. 

 
(3) Das Nutzungsrecht entsteht mit Aushändigung der Verleihungsurkunde. 
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(4) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte drei Monate 
vorher schriftlich, falls er nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln 
ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung und durch einen Hinweis für die Dauer von 
drei Monaten auf der Grabstätte hingewiesen. 

 
(5) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines 

Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im 
Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag 
übertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen 
Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über 
a) auf den überlebenden Ehegatten, 
b) auf die Kinder, 
c) auf die Stiefkinder, 
d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 
e) auf die Eltern, 
f) auf die vollbürtigen Geschwister, 
g) auf die Stiefgeschwister, 
h) auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben. 
Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) und f) bis h) wird der Älteste 
Nutzungsberechtigter. 

 
(6) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine Person aus dem 

Kreis der in Abs. 5 Satz 2 genannten Personen übertragen; er bedarf hierzu der 
vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

 
(7) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich 

umschreiben zu lassen. 
 
(8) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten 

Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine 
Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Bei einer freiwilligen Rückgabe des 
Nutzungsrechtes besteht kein Rechtsanspruch auf Erstattung des entsprechenden Teils 
der seinerzeit entrichteten Benutzungsgebühr. 

 
§ 15 

Urnengrabstätten 
 
(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in 

a) Urnenreihengrabstätten, 
b) Erbgrabstätten, 
c) Reihengrabstätten. 

 
(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und im 

Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden. 
Über die Abgabe wird eine Verleihungsurkunde ausgehändigt. Ein Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes ist nicht möglich. In einer Urnenreihengrabstätte können mehrere 
Aschen bestattet werden.  

 
(3) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften 

für die Reihengrabstätten und für die Erbgrabstätten entsprechend auch für 
Urnengrabstätten. 
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§ 16 
Ehrengrabstätten 

 
Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder in 
geschlossenen Feldern) obliegen der Samtgemeinde. 
 
V. GESTALTUNG DER GRABSTÄTTEN UND GRABMALE  
 

§ 17 
Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

 
(1) Jede Grabstätte und jedes Grabmal ist so zu gestalten und so an die Umgebung 

anzupassen, dass der Friedhofszweck und der Zweck dieser Satzung sowie die Würde 
des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 

(2) Die einzelnen Abteilungen werden im Belegungsplan ausgewiesen. 
(3) Der Baumbestand auf den Friedhöfen steht unter besonderem Schutz. Es gelten die 

Satzungen zum Schutz des Baumbestandes in den Gemeinden Schönewörde und 
Wesendorf (Baumschutzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung. 

(4) Als Grabmal im Sinne dieser Satzung gelten auch Grababdeckungen (Grabplatten). 
(5) Für Grabmale dürfen schwervergängliche Materialien, insbesondere Kunststein oder 

Kunststoff nicht verwendet werden. 
(6) Grabmale oder sonstige baulichen Anlagen dürfen nicht aufgestellt werden aus Beton, 

Glas, Emaille, Holz, Gold, Silber und anderen Metallen. 
(7) Die Anbringung eines Lichtbildes auf dem Grabmal ist zulässig, wenn das Lichtbild die 

Größe von 11 cm x 16 cm nicht überschreitet. 
(8) Für Steineinfassungen von Grabstätten auf Grabstätten, die nach dem 01.01.2005 

angelegt werden, sind folgende Abmessungen zulässig: 
a) Reihengrabstätte bis 10 Jahre, 0,60 m x 1,65 m  
b) Reihengrabstätte über 10 Jahren, 0,80 m x 2,00 m 
c) Erbgrabstätten (2-stellig), 2,50 m x 2,50 m inklusive Grabstein 
d) Urnengrabstätten, 1,00 m x 1,00 m. 
Bei allen Grabstätten, deren Maße hier nicht genannt sind, ist – wegen der möglichen 
Abmessungen – die Zulässigkeit der Einfassung von der notwendigen Einzelfallprüfung 
durch die Friedhofsverwaltung abhängig. 

(9)  Für Grabeinfassungen sind nur Natursteine und kleinwüchsige Pflanzen zugelassen. Die 
Höhe von Einfassungen aus Naturstein darf nach Einbau die maximale Höhe von 10 cm 
nicht überschreiten. Die Mindeststärke beträgt 5 cm. Andere Einfassungsformen 
bedürfen im Einzelfall der Genehmigung. 

(10) Verboten ist das Pflanzen von großwüchsigen Bäumen und Sträuchern außerhalb der 
Grabflächen.  

(11) Soweit es der Friedhofsträger unter Beachtung des § 17 für vertretbar hält, kann er 
Ausnahmen von den Vorschriften der Abs. 1 bis 10 und auch sonstige bauliche Anlagen 
als Ausnahme im Einzelfall zulassen. 

 
§ 18 

Zustimmungserfordernis 
 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen 

Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Auch provisorische Grabmale sind 
zustimmungspflichtig, sofern sie größer als 0,15 x 0,30 m sind. Der Antragsteller hat sein 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 
(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen: 

Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe des 
Materials, seiner Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der 
Symbole sowie der Fundamentierung. 
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(3) Entspricht die Ausführung des Grabmales nicht dem genehmigten Antrag, wird dem 

Nutzungsberechtigten eine angemessene Frist zur Abänderung oder Beseitigung des 
Grabmals gesetzt. Nach Ablauf der Frist wird das Grabmal auf Kosten des 
Nutzungsberechtigten von der Grabstätte entfernt, gelagert und zur Abholung 
bereitgestellt. 

 
(4) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedürfen 

ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Absätze 
1 bis 3 gelten entsprechend. 

 
(5) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht 

binnen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist. 
 

§ 19 
Anlieferung 

 
(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist der 

Friedhofsverwaltung der genehmigte Aufstellungsantrag vorzulegen. 
 
(2) Die Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind so zu liefern, dass sie am 

Friedhofseingang von der Friedhofsverwaltung überprüft werden können; Einzelheiten 
hierzu kann die Friedhofsverwaltung bestimmen. 

 
§ 20 

Fundamentierung und Befestigung 
 
(1) Die Grabmale sind nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks gemäß den 

Versetzrichtlinien des Bundesinnungsverbandes (BIV) des deutschen Steinmetz- und 
Holzbildhauerhandwerks so zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd 
standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 
senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 

 
(2) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. 
 
(3) Der Bodenaushub, der bei der Fundamentierung anfällt, darf nicht auf dem 

Friedhofsgelände gelagert werden. 
 

§ 21 
Unterhaltung 

 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und 

verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist insoweit der jeweilige 
Nutzungsberechtigte. 

 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen 

davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich 
Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des 
Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegung von Grabmalen) treffen. Wird 
der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung 
nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die 
Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des 
Verantwortlichen zu entfernen. Die Samtgemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände 
einen Monat aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne 
besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 
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Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer von einem 
Monat aufgestellt wird. 

 
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der durch das Umstürzen von 

Grabmalen oder Grabmalteilen verursacht wird. 
 
(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die 

als besondere Eigenart eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem 
Verzeichnis geführt. Die Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Änderung 
derartiger Grabmale und baulichen Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen 
Denkmalschutz- und -pflegebehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu 
beteiligen. 

 
§ 22 

Entfernung 
 
(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale nur mit vorheriger 

schriftlicher Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.  
 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder nach der Entziehung von Grabstätten und 

Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu entfernen. 
Geschieht dies nicht binnen drei Monaten, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die 
Grabstätte abräumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das 
Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmal oder sonstige bauliche 
Anlagen gehen entschädigungslos in das Eigentum der Samtgemeinde über, wenn dies 
bei Erwerb des Nutzungsrechts oder bei Genehmigung für die Errichtung des Grabmals 
oder sonstiger baulicher Anlagen schriftlich vereinbart wurde. Sofern Grabstätten von der 
Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die 
Kosten zu tragen. 

 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte Grabmale 

einen Monat nach Benachrichtigung des Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten 
entfernen zu lassen. 

 
VI. HERRICHTUNG UND PFLEGE DER GRABSTÄTTEN 
 

§ 23 
Herrichtung und Unterhaltung 

 
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 17 hergerichtet und dauern 

instand gehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte 
Blumen und Kränze sind unverzüglich von der Grabstätte zu entfernen. 

 
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem besonderen 

Charakter des Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die 
Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 
öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Die Höhe der Pflanzen darf in 
ausgewachsenem Zustand 1,20 m nicht überschreiten. 

 
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist der Nutzungsberechtigte verantwortlich. 

Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. 
 
(4) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und 

pflegen oder damit einen Gärtner beauftragen. Die Friedhofsverwaltung kann im Rahmen 
des Friedhofszwecks die Herrichtung und die Pflege in Ausnahmefällen übernehmen. 
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(5) Grabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestattung hergerichtet werden. 
 
(6) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb 

der Grabstätten obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 
 
(7) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der 

Grabpflege ist nicht gestattet. 
 
(8) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in sämtlichen Produkten der 

Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im 
Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der 
Pflanze verbleiben, nicht verwandt werden. Ausgenommen sind Grabvasen, 
Markierungszeichen und Gießkannen. 

 
§ 24 

Vernachlässigung der Grabpflege 
 
(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der 

Verantwortliche (§ 23 Abs. 3) nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die 
Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der 
Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird 
durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 
hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwortliche durch ein Hinweisschild 
auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu 
setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die 
Friedhofsverwaltung  
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen sowie 
b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen. 

 
(2) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die 

Aufforderung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck 
entfernen. 

 
VII. LEICHENHALLEN UND TRAUERFEIERN 
 

§ 25 
Benutzung der Leichenhalle 

 
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung.  
 
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die 

Angehörigen die Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind 
spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder Beisetzung endgültig zu 
schließen. 

 
(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten Verstorbenen sollen in 

einem besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen 
Räumen und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen 
Zustimmung des Amtsarztes. 

 
§ 26 

Trauerfeier 
 
(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle), am Grab 

oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 
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(2) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an 

einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des 
Zustandes der Leiche bestehen. 

 
VIII. SCHLUSSVORSCHRIFTEN 
 

§ 27 
Alte Rechte 

 
Bei Grabstätten, über welche die Friedhofsverwaltung bei In-Kraft-Treten dieser Satzung 
bereits verfügt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen 
Vorschriften. 
 

§ 28 
Haftung 

 
Die Samtgemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der 
Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere 
entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Im Übrigen 
haftet die Samtgemeinde nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über 
Amtshaftung bleiben unberührt. 
 

§ 29 
Gebühren 

 
Für die Benutzung der von der Samtgemeinde verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen 
sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 
 

§ 30 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Wer entgegen dieser Satzung ordnungswidrig handelt, kann mit einer Geldbuße bis zu 
5.000,00 € geahndet werden. 
 

§ 31 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Friedhofssatzung vom 08.12.1997 außer Kraft. 
 
Wesendorf, den 21. März 2005 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 

der Obdachlosenunterkünfte in der Samtgemeinde Wesendorf 
 
Aufgrund der §§ 6, 8 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der zurzeit 
geltenden Fassung und der §§ 1, 2 und 5 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes, in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Samtgemeinde 
Wesendorf in der Sitzung am 21. März 2005 folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Obdachlosenunterkunft in der 
Samtgemeinde Wesendorf beschlossen: 
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§ 1 

Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 
 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

 
Die Benutzungsgebühr beträgt je qm Nutzfläche monatlich 3,14 €. 
 

§ 2 
Nebenkosten 

 
§ 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

 
Die Pauschalentschädigung für die Nebenkosten beträgt monatlich 2,60 € je qm Nutzfläche. 
 

§ 3 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
Wesendorf, den 21. März 2005  
 

Samtgemeinde Wesendorf 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Satzung über die Verringerung der Zahl der zu wählenden Ratsfrauen und Ratsherren  

in der Samtgemeinde Wesendorf 
 
Auf Grund der §§ 6, 32 Abs. 2 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat 
der Rat der Samtgemeinde Wesendorf in seiner Sitzung am 21. März 2005 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 Verringerung 
 
Die Zahl der zu wählenden Ratsfrauen und Ratsherren wird für die am 1. November 2006 
beginnende Wahlperiode um vier verringert. 
 

§ 2 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Wesendorf, den 21. März 2005 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
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I. 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Groß Oesingen für das Haushaltsjahr 2005 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Groß Oesingen in seiner Sitzung am 24.01.2005 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   1.025.700 € 
    in der Ausgabe auf   1.025.700 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf      651.400 € 
    in der Ausgabe auf      651.400 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 170.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
Grundsteuer 
 
für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A)   380 v. H. 
 
für Grundstücke (Grundsteuer B)      360 v. H. 
 
Gewerbesteuer        390 v. H. 
 
Groß Oesingen, den 24.01.2005 
 
Dierks 
Bürgermeister 
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II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.04.2005 bis einschließlich 
11.04.2005 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Groß Oesingen, den 24.03.2005 
 
Dierks 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Ummern für das Haushaltsjahr 2005 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Ummern in seiner Sitzung am 01.02.2005 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   691.100 € 
    in der Ausgabe auf   691.100 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf   601.900 € 
    in der Ausgabe auf   601.900 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 120.000 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 110.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
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Grundsteuer 
 
für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A)   400 v. H. 
 
für Grundstücke (Grundsteuer B)      360 v. H. 
 
Gewerbesteuer        380 v. H. 
 
Ummern, den 01.02.2005 
 
Wegmeyer 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 92 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
22.03.2005 – AZ.: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.04. bis einschl. 11.04.2005 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Ummern, den 24.03.2005 
 
Wegmeyer 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Wahrenholz für das Haushaltsjahr 2005 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Wahrenholz in seiner Sitzung am 02.02.2005 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2005 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2005 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   1.761.200 € 
    in der Ausgabe auf   1.761.200 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf      680.600 € 
    in der Ausgabe auf      680.600 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
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§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 290.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2005 wie 
folgt festgesetzt: 
 
Grundsteuer 
 
für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A)   380 v. H. 
 
für Grundstücke (Grundsteuer B)      360 v. H. 
 
Gewerbesteuer        380 v. H. 
 
Wahrenholz, den 02.02.2005 
 
Evers 
Bürgermeisterin 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 01.04.2005 bis einschließlich 
11.04.2005 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Wahrenholz, den 24.03.2005 
 
Evers 
Bürgermeisterin 
 
C. BEKANNTMACHUNGEN DER ZWECKVERBÄNDE 
 
- - -  
 
D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 
 
 - - -  
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